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.££>ew sW zwei, /zi> ^ie EÏ«/wArK«g <^es .PVawewsizVTzrarecAis zw z/er
Sc/jweiz, se£r wicÂiz'ge IFezAe im Drzzds erscfe'ezzezz, ^erew Sifwz&w?« wir
zzwser« Zesenz zfrz'zzgezz^ emp/e&/e?z zzzo'cZiezz.

Das Gutachten von Prof. Dr. W. Kägi, Zürich:

Der Anspruch der Schweizerfrau auf politische Gleich-
berechtigung
Polygraphischer Verlag AG., Zürich.

Zu beziehen durch alle Buchhandlungen, Preis Fr. 3.10, 55 Seiten.

Zürcher Frauenbefragung 1955

Die Meinung der Frauen in der Stadt Zürich zur Einführung des Frauen-
Stimmrechts, von Dr. Käthe Biske und Dr. U. Zwingli.

Sonderdruck aus den Zürcher statistischen Nachrichten, Heft 4, 1955,
zu beziehen beim Statistischen Amt der Stadt Zürich, Napfgasse 6,
Zürich 1, Preis Fr. 1.50, 64 Seiten.

Dem Gutachten von Prof. Dr. Werner Kägi, Zürich
Der Anspruch der Schweizerfrau auf politische Gleichberechtigung
entnehmen wir nachfolgend das

H o r w o r if von Pro/. Dr. Af zz zc

Dem Wunsche des Schweizerischen Verbandes für Frauenstimmrecht,
ein Vorwort zu dem ausgezeichneten, tiefschürfenden und weit über den
besonderen Fall des Erwachsenenstimmrechtes hinausreichenden Gutach-
ten von Professor Werner Kägi zu schreiben, bin ich gerne entgegenge-
kommen. Neues kann ich zwar nicht beifügen, ich kann nur durch eine
Art staatsrechtlichen Bekenntnisses meine volle Zustimmung zum Aus-
druck bringen. i

Die Leitideen und wesentlichen Begriffe unseres demokratischen
Staates sind Gerechtigkeit, Freiheit, Rechtsstaat.

Gerechtigkeit ist der Masstab für alles vom Menschen gesetzte Recht
und dessen Anwendung. Gerechtigkeit ist nicht ein rein empirischer oder
rationaler Begriff. Sie wurzelt in unserer Verantwortung für ewige Werte
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und meldet sich in uns durch das Gewissen, jener heiligen Unruhe, die
uns vor Selbstgerechtigkeit und Erstarrung bewahrt.

Freiheit ist nicht bindungslose Unabhängigkeit, sondern Freiheit der
Persönlichkeit in ihrer Verantwortung gegenüber dem Ewigen. Deshalb
ist die Freiheit Grund für die unantastbare Würde der menschlichen Per-
sönlichkeit als solcher.

Rechtsstaat ist nicht nur der Staat, in dem Regierung und Verwaltung
an das im Gesetz vom Staate gesetzte Recht gebunden sind und diese

Bindung durch unabhängige Richter gewährleistet ist. Zum Rechtsstaat

gehört, dass die Menschen, die dem Gesetz Untertan sind, auch an dessen

Setzung unmittelbar oder wenigstens mittelbar, durch ihre gewählten
Vertreter, aktiv beteiligt sind. Der freie Mensch ist nicht nur Objekt,
sondern auch Subjekt der Rechtssetzung.

Wenn es sich im Staate um die Zumessung des höchsten Gutes, der
Freiheit handelt — und zu diesem gehört im Rechtsstaate die Teilhabe an
der Rechtssetzung —, so muss der Gesetzgeber sich der Forderung der
Gerechtigkeit der von ihm zu entscheidenden Zuteilung und der Erheb-
lichkeit der Unterschiede in der ungleichen Behandlung an sich Gleicher
voll bewusst sein. Die Entscheidung darüber, ob die politischen Rechte
.allen Bürgern, Männern und Frauen, zu verleihen sind, ist nicht nur
eine Frage politischer und sozialer Zweckmässigkeit und psychologischer
Erfahrung, sondern sie heischt vom Gesetzgeber eine Gewissenserfor-
schung.

In dem grossen weltgeschichtlichen Vorgang, der mit der engli-
sehen, amerikanischen und französischen Revolution, am Ende des XVII.
und XVIII. Jahrhunderts, von denen nur letztere in Terror ausartete,
begonnen hat und der von der absoluten Monarchie und vom Privilegien-
Staat zum allgemeinen Stimm- und Wahlrecht der Männer und schliesslich

zum Erwachsenenstimmrecht, mit seinen ganzen sozialen Folgen, führte,
ist im Wesentlichen die fortschreitende Ausdehnung der politischen Rechte
ohne schwere Erschütterungen, meist sogar in den Formen bestehenden
Rechtes, vor sich gegangen. In der freien Welt, d. h. da, wo rechtsstaat-
liehe, konstitutionelle und demokratische Institutionen tatsächlich be-

stehen, ist die Entwicklung durch die Einsicht der bis dahin Privile-
gierten möglich geworden. Das ist die grosse Leistung der freiheitlichen
Staatsform. Im Rahmen dieser gewaltigen geschichtlichen Entwicklung
wäre der Schritt vom Männerstimmrecht zum Erwachsenenstimmrecht
in der Schweiz nur noch ein kleiner Schritt.

Prof. Dr. Max Huber.

Zürich, im Dezember 1955.
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In Kapitel VIII des Gutachtens kommt Prof. Kägi zu folgenden

a « (ScÄZass/oZgeraage«.'
1. Die tatsächliche Ungleichheit der Frau kann nach heutiger Rechts-

auffassung «z'cp£ wete- aZs „erPe&ZzcPe £/«gtetepPe#" im Sinne von Art. 4
der BV behandelt werden, die ihren Ausschluss von den politischen
Rechten rechtfertigen könnte.

2. Die politische Gleichberechtigung der Frau ist heute ein nom
StaatarecPf /asi( a/Zer Staate« ter PRefo anerkanntes Grundprinzip demo-
kratisch-rechtsstaatlicher Ordnung; sie wird auch vom ÜöZPerrocta in
der europäischen wie in der universalen Völkergemeinschaft zusehends
klarer erkannt.

3. Die politische Gleichberechtigung der Schweizerfrau und damit
der Uebergang zum Erwachsenenstimmrecht ergibt sich aber auch als
Ga^oif zter /oZgerzoPtege« PteravrikZzcPaag /ter graaPZegeate« Rterte a«zZ

/tee« aaserer scteveizemoPe« fter/assa«gsortea«g .•

a) als Forderung nach der voZZe« ^«erteaaaag ter Persoazvarte «acP
z« .ter Perso« ter Praa;

b) als Forderung nach rez'«erer ZterîvzrPZtePaag tes temo&rafr'scPe«
Gote«&e«s durch Anerkennung des Mitbestimmungsrechtes der
Frau;

c) als Forderung nach remerer UeraarP/zoPazzg tes GereeP/zg&ezte-
gete«£e«s f« ter /rote« poZ^fisc/re« Gemez'«scPa/jf durch Anerken-
nung der vollen Rechtsfähigkeit der Frau;

d) als Forderung einer gerechte« KorreZateo« vo« PtecPte« a«zZ P//zc/:>-
te« in der Rechtsstellung der Frau.

Der „verfassungsmässige Anspruch auf gerechtes Recht", der in BV Art. 4
verankert ist, muss auch der Frau gegenüber verwirklicht werden durch
Anerkennung ihrer politischen Gleichberechtigung.

4. Die Forderung nach Anerkennung der politischen Gleichberech-
tigung der Frau ist nicht das Posta/a^ ezaer «iveZZz'ereate« GZezrPmaeterez,
sondern eines Gerechtigkeitsdenkens, das sehr wohl um tatsächliche Un-
gleichheiten weiss, die auch im Recht nach ungleicher Behandlung rufen.
Die «atarZz'cPe t/agZetePPez'Z ter Praa wird — um der Gerechtigkeit wil-
len — auch im zukünftigen Recht nach verschiedenen Richtungen zum
Ausdruck kommen müssen. Aber über diese gerechten Ungleichheiten
soll inskünftig unter dem Regime des Erwachsenenstimmrechtes die Frau
aZs voZ/PerecPfigte A^z'v&argeri« mitbestimmen können.

5. Die Forderung nach Anerkennung der politischen Gleichberechti-

gung der Frau kann unter den heutigen Bedingungen nicht mehr durch
den Hinweis auf die .Mo'g/zcMezte« zPrer /«Pz're&tea Pz'a/ZassaaPrae abge-
lehnt werden. Ohne die vielerlei Möglichkeiten der indirekten Einfluss-
nähme der Frau auf die Politik, die ihr in unserer freiheitlich-demokrati-
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sehen Ordnung offen stehen, irgendwie zu verkennen oder zu bagatelli-
sieren, kann doch der ihrer Personwürde und der demokratischen Ge-
meinschaft gemässe Einfluss nur durch die rec&f/zcAe Gewährleistung der
politischen Gleichheit voll und wirksam gesichert werden.

6. SP Ar/. 74, der nach dem Willen des historischen Verfassung»-
gesetzgebers und auch nach der heutigen Auslegung der Frau die poli-
tische Gleichberechtigung verwehrt, steht mit den Grundwerten unserer
Verfassung, insbesondere auch mit den Gleichheitsgrundsätzen, die in
der Gesetzgebung und staatsrechtlichen Judikatut auf Grund von SP
Ar/. 4 in den letzten Jahrzehnten entwickelt worden sind, m emem o//e?zeM
IF^ersprzzcS. Die /o/g^rirS^zge For/MAKZzg wwsezer Per/ASsz/TZgsor^KMrag
/orzfer/ ^ezz PeSergazzg zwm Frnw^sezzeTzsAmmzetA/ durch die Aner-
kennung der politischen Gleichberechtigung der Frau.

Aus der Broschüre Zürcher Frauenbefragisiig 1955

von Dr. Käthe Biske und Dr. U- Zwingli
vermitteln wir Ihnen nachfolgend das Kapitel

Die Zürcher Frauenbefragung vom Sommer 1955 stellt den ersten
Versuch in der Schweiz dar, die Ansicht der Frauen zum Frauenstimm-
recht durch eine umfassende Umfrage auf statistischem Wege zu er-
forschen. Dieser Versuch darf als geglückt betrachtet werden, war doch
die Beteiligung mit 91,5 Prozent der ausgeteilten Erhebungsbogen und
sogar bezogen auf alle teilnahmeberechtigten Frauen mit 84,2 Prozent
sehr hoch. Bei der konsultativen Frauenbefragung in Genf im Jahre 1952
hatte sich die Beteiligung auf 59,1 Prozent und in Basel im Jahre 1954
auf 59,4 Prozent belaufen. Allerdings darf die Zürcher Frauenbefragung
nur mit grossen Einschränkungen mit den konsultativen Frauenbefragun-
gen in Genf und Basel verglichen werden. Viel mehr als bei einer kon-
sultativen Abstimmung ergibt eine Meinungsbefragung nur dann schlüs-
sige Resultate, wenn sich ein möglichst grosser Teil des in Betracht
fallenden Personenkreises an der Umfrage beteiligt und die Gefahr einer
einseitigen Auswahl vermieden werden kann. Um eine möglichst reprä-
sentative Aussage der Zürcher Frauen zum Frauenstimmrecht zu erlan-
gen, hat deshalb das statistische Amt alle Anstrengungen unternommen,
um die teilnahmeberechtigten Frauen möglichst vollzählig zu erreichen
und ihnen die Meinungsäusserung zu erleichtern. So sind den Teilnahme-
berechtigten die Erhebungsformulare — gleichzeitig mit den Haushai-
tungslisten und Fragebogen der Eidgenössischen Betriebszählung vom
25. August 1955 — ins Haus zugestellt und nachher wieder abgeholt
worden. Im Unterschied zu diesem Zürcher „Kundendienst" hatten sich
die Frauen in Genf und in Basel selber an die Urne zu bemühen.
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